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Politische Historiographie:  
State-Building-Strategien der VR China
Nele Noesselt
Das Jahr 2011 ist in mehrfacher Hinsicht ein Schlüsseljahr, dem eine zentrale symboli-
sche Bedeutung in der politischen Geschichte Chinas zukommt. Am 1. Juli jährte sich 
zum neunzigsten Mal die Gründung der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) und 
am 10. Oktober gedachten die VR China und Taiwan dem hundertsten Jahrestag der 
Xinhai-Revolution, welche zum Sturz der Qing-Dynastie führte. 
Analyse
Im Zuge der chinesischen Reformpolitik nach 1978 ist die VR China in eine neue Pha-
se des Staatsbildungsprozesses eingetreten. Nachdem der Fokus der post-maoistischen 
Politik zunächst auf der Steigerung des materiellen Wohlstandes ruhte, erfolgt unter 
der gegenwärtigen vierten Führungsgeneration verstärkt der Versuch einer ideellen, 
auf der Konstruktion einer nationalen und kulturellen Identität fußenden Herrschafts-
begründung.
  Die historiographische Rückblende auf die Xinhai-Revolution dient der Re-Legiti-
mierung der KPCh. Die Xinhai-Revolution wird hierbei als Beginn der nationalen 
Erneuerung und des Wiederaufstiegs Chinas ausgewiesen. Der von der VR China 
proklamierte „Friedliche Aufstieg“ steht dem Anspruch nach am Ende einer Kette 
von Revolutionen, die unter Führung der KPCh stattfanden. 
  Die Xinhai-Revolution des Jahres 1911 liegt zeitlich gesehen vor dem innerchine-
sischen Bürgerkrieg zwischen Nationalisten und Kommunisten und könnte damit 
grundsätzlich einen Anknüpfungspunkt für eine „gemeinsame“, Festlandchina wie 
Taiwan umfassende, Rekonstruktion der chinesischen Geschichte bieten. 
  Dass dies nicht erfolgte, erklärt sich aus den im Jahr 2012 bevorstehenden perso-
nellen Veränderungen: Im Herbst 2012 werden im Kontext des 18. Parteitages nach 
derzeitiger Erwartung sieben von neun Mitgliedern des Ständigen Ausschusses des 
Politbüros ausgetauscht werden; für Taiwan stehen im Frühjahr 2012 Wahlen an – 
mit erneuten Verhandlungen über die Beziehungen zwischen Festlandchina und 
Taiwan ist daher gegenwärtig nicht zu rechnen.
Schlagwörter: China, State-Building, Xinhai-Revolution, 1911
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Historiographische Grundpfeiler 
Jahrestage dienen nicht nur dem Gedenken an his-
torische Ereignisse in der Vergangenheit, sondern 
liefern auch Aufschluss über das Selbstbild des 
politischen Systems in der Gegenwart. Die Fei-
er zum neunzigsten Jahrestag der Gründung der 
Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) (1. Juli 
2011) illustriert exemplarisch, dass die Entwick-
lung nach der Einleitung der Wirtschaftsreformen 
(1978) nicht als Bruch mit der maoistischen Pha-
se konstruiert wird. Vielmehr entwirft die Partei-
historiographie eine lineare Entwicklung von der 
Gründung der Partei bis in die Gegenwart. Durch 
die Konstruktion einer pfadabhängigen Entwick-
lung wird der Wandel der KPCh von einer revo-
lutionären Partei der Arbeiter, Bauern und Solda-
ten hin zu einer Volkspartei, welche auch die ro-
ten Kapitalisten und Intellektuellen vertritt, als 
notwendige Adaption an die veränderten sozio-
ökonomischen Rahmenbedingungen präsentiert.
Parallel zu der historiographischen Legitimie-
rung des chinesischen Partei-Staates erfolgt über 
die Kompilation und Interpretation ausgewähl-
ter historischer Ereignisse die Konfiguration ei-
ner „nationalen“ Identität. Der hundertste Jahres-
tag der Xinhai-Revolution von 1911 (10. Oktober 
2011) ist ein Wendepunkt und Schlüsselereignis 
der chinesischen Geschichte, welches die KPCh ge-
zielt in ihre „nationale“ Geschichtsschreibung ein-
bezieht, auch wenn dieses Ereignis aus der Zeit 
vor der Gründung der VR China stammt. Der Ent-
wurf einer in sich geschlossenen historiographi-
schen Narrative1 illustriert das Bemühen der po-
litischen Führungseliten um den Erhalt der ge-
sellschaftlichen und politischen Einheit. Dem An-
spruch nach soll diese Narrative auch die nationa-
len Minderheiten, Bewohner der Grenzregionen 
und die chinesische Diaspora einbinden.
Retroperspektive auf das Jahr 1911
„Xinhai“ steht in der traditionellen chinesischen 
Zeitrechnung für das Jahr 1911, in dem es in 
Wuchang zu einem Aufstand kam, der die sukzes-
sive Lossagung der Provinzen von der Machtzent-
1 Anlässlich des hundertsten Jahrestages der Xinhai-Revoluti-
on sind Internetportale eingerichtet worden, die die Funkti-
on von Online-Archiven der Revolution übernehmen und zur 
Vermittlung der „Masternarrative“ beitragen. Vgl. z.B. <www. 
xhgmw.org> (Initiative der Politischen Konsultativkonferenz, 
der Provinz Hubei, Xinhua Nachrichtenagentur/Hubei u.a.)
rale – dem chinesischen Kaiserhof – nach sich zog, 
die Abdankung des chinesischen Kaisers bedingte 
und letztlich zur Errichtung der chinesischen Re-
publik (1912) führte. Zum 10. Oktober, mit dem 
die Xinhai-Revolution ihren Anfang nahm, fan-
den in der VR China und Taiwan Gedenkfeierlich-
keiten statt. Sowohl die KPCh-Regierung in Bei-
jing als auch die Guomindang-(GMD-)Führung 
auf Taiwan konstruierten das Jahr 1911 als zent-
rales Element ihrer jeweiligen „nationalen“ Ge-
schichtsschreibung.
Auf Taiwan gilt der „Doppelzehnte“ als Grün-
dungstag der Republik und das Jahr 1911 als Be-
ginn einer neuen Zeitrechnung, die bis heute auf 
Taiwan weitergeschrieben wird.
Aus Sicht der KPCh-Regierung hingegen hat 
die „Republik China“ mit der Ausrufung der VR 
China am 1. Oktober 1949 aufgehört zu existieren. 
Offiziell besiegelt wurde diese Sichtweise durch 
die internationale Staatengemeinschaft allerdings 
erst im Jahr 1971 mit der Übertragung des Ständi-
gen Sitzes Chinas im UN-Sicherheitsrat an die VR 
China. Staaten, welche diplomatische Beziehun-
gen mit der VR China unterhalten, haben das Ein-
China-Prinzip einzuhalten, welches besagt, dass 
die KPCh-Regierung in Beijing die einzig legitime 
Vertretung Chinas darstellt und Taiwan der Status 
einer chinesischen Provinz zukommt. 
Hu Jintao, Generalsekretär der KPCh und 
Staatspräsident der VR China, bettete in seiner 
Rede zum 10. Oktober 2011 die Xinhai-Revoluti-
on formal in die Parteihistoriographie der KPCh 
ein. Zugleich aber warb er auch für eine Wieder-
vereinigung zwischen den beiden Ufern der Tai-
wanstraße und die „Erneuerung der großen chi-
nesischen Nation“ (Renmin Ribao 2011). 
In den Erklärungen Taiwans jedoch wurde auf 
den Status quo verwiesen und die Unabhängigkeit 
wie auch die Wiedervereinigung mit dem Festland 
kategorisch ausgeschlossen. Ma Ying-jeou (GMD), 
derzeit Präsident Taiwans, forderte in seiner Re-
de zum „Nationalfeiertag“ die VR China auf, die 
Existenz der „Republik China“ (auf Taiwan) anzu-
erkennen. Ma verwies auch auf die seit Mitte der 
1980er Jahre nach der Aufhebung des Kriegsrechts 
auf Taiwan vollzogene Demokratisierung und Li-
beralisierung des Systems (GIO 2011). Als demo-
kratisch verfasstes System grenzt sich Taiwan da-
mit von den Strukturen des politischen Systems 
der VR China ab. Die GMD beruft sich dabei in-
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direkt auf die Drei Volksprinzipien Sun Yatsens.2 
Das erste der drei Prinzipien, Nationalismus, wird 
gemeinhin als Ablehnung der Mandschu-Herr-
schaft und der Kontrolle durch die imperialisti-
schen Mächte interpretiert. Das zweite hingegen, 
zumeist übersetzt als Demokratie, sieht die Kon-
trolle der Regierung durch das Volk über Wah-
len und Referenden vor. Wohlfahrt, das letzte der 
drei Prinzipien, wird in Verbindung zu Umvertei-
lungsmaßnahmen, sowie Land- und Steuerrefor-
men gesetzt. Diese „Drei Volksprinzipien“ wur-
den nach Ansicht der GMD-Führung durch die 
Republik China verwirklicht und, wie Ma Ying-
jeou unter Verweis auf das Prinzip der Demokra-
tie mehrfach unterstrich, auf Taiwan weiterprak-
tiziert (GIO 2011). Die derzeitig geltende Verfas-
sung datiert aus der Republikzeit; das bis dato be-
stehende Fünf-Kammer-System Taiwans (Legisla-
tive, Exekutive, Judikative, Prüfungsorgan, Kon-
trollorgan) wird ebenfalls auf Sun Yatsen zurück-
geführt. Ausgeblendet wird allerdings die Pha-
se zwischen 1947 und 1986, in der auf Taiwan zu-
nächst ein autokratisches Ein-Parteien-System er-
richtet wurde. Auch die Konflikte mit der indige-
nen Bevölkerung wurden aus der Retrospektive 
zum „Nationalfeiertag“ ausgeklammert.
Das Jahr 2011 wurde durch die GMD-Führung 
auf Taiwan als „hundertjähriges Bestehen der Re-
publik China“ zelebriert.3 Diese sehr bewusste Di-
stanzierung gegenüber dem Festland ist nicht zu-
letzt den im Frühjahr 2012 in Taiwan bevorstehen-
den Wahlen geschuldet. Der gegenwärtig amtie-
renden GMD-Führung wurde in den letzten Mo-
naten wiederholt vorgeworfen, eine zu starke An-
näherung an Beijing zu praktizieren. In die Kri-
tik war vor allem das zu Beginn des Jahres 2011 
in Kraft getretene Freihandelsabkommen (ECFA) 
zwischen den beiden Ufern der Taiwanstraße ge-
raten. Die Opposition äußerte ihre Befürchtung, 
dass Taiwan hierdurch in seiner Autonomie ge-
fährdet sei und favorisierte den Ausbau der Wirt-
schaftsbeziehungen mit den südostasiatischen 
Staaten. Allein aus wahlstrategischen Gründen 
dürfte die GMD folglich bemüht sein, eine kriti-
sche Distanz zu wahren – auch wenn die Xinhai-
2 Sun Yatsen (1866-1925) gilt als der intellektuelle Anführer der 
Revolution von 1911. Im Jahr 1912 wurde er zum ersten pro-
visorischen Präsidenten der neu ausgerufenen Republik er-
nannt, trat dieses Amt jedoch an Yuan Shikai ab.
3 Damit erhebt die GMD-Führung auf Taiwan den Anspruch, 
das Erbe der 1912 gegründeten Republik China fortzusetzen 
– allerdings ist diese Sichtweise auch unter den Parteien auf 
Taiwan nicht unumstritten.
Revolution zunächst einmal ein Ereignis ist, das 
zeitlich gesehen vor dem Bürgerkrieg zwischen 
den Nationalisten und den Kommunisten liegt 
und so eigentlich einen Anlass für ein gemeinsa-
mes Gedenken an die chinesische Geschichte bie-
ten könnte. So wurde berichtet, dass zwei Jahre 
vor dem hundertjährigen Jubiläum der Xinhai-
Revolution von Beijing die Idee vorgebracht wor-
den sei, die Feierlichkeiten gemeinsam abzuhal-
ten. Dies jedoch sei durch Ma Ying-jeou zurückge-
wiesen worden, da Beijing die Bedingung gestellt 
habe, im Rahmen der gemeinsamen Feierlichkei-
ten jedwede Bezugnahme auf die „Republik Chi-
na“ zu unterlassen (Asia Times 2011). 
Der Vorstoß Hu Jintaos, die „Wunden der Ver-
gangenheit heilen zu lassen und gemeinsam an 
der Erneuerung der chinesischen Nation zu arbei-
ten“ (Renmin Ribao 2011), fand bislang kein Echo 
aus Taiwan. Die GMD-nahe taiwanesische Tages-
zeitung The China Post reagierte auf Hu Jintaos Re-
de, indem sie eine Parallele zwischen den „maro-
den“ politischen und gesellschaftlichen Konstella-
tionen der späten Qing-Dynastie (1911) und der 
Gegenwart der VR China (2011) nachzuweisen 
versuchte. Zudem erhob sie den Vorwurf, dass die 
VR China das den Drei Volksprinzipien inhären-
te Konzept der Demokratie aus den Betrachtun-
gen zu 1911 gezielt ausklammere (The China Post 
2011). Die der Opposition nahestehende Taipei 
Times wiederum kontrastierte die Rede Hu Jintaos 
mit Zitaten chinesischer Historiker, wobei sie da- 
rauf abhob, dass Beijing eine einseitige und verzer-
rende Geschichtsinterpretation betreibe und diese 
Darstellung auch von festlandchinesischen Histo-
rikern angezweifelt werde (Taipei Times 2011a).
Doch auch auf Taiwan selbst sind die Parteien 
hinsichtlich der Ideen und Konzepte, die dem 10. 
Oktober zugeschrieben werden, sehr gespalten. 
Vertreter der Opposition auf Taiwan – allen voran 
die Demokratische Fortschrittspartei (DFP) unter 
Tsai Ying-wen, der Gegenkandidatin zu Ma Ying-
jeou im 2012 bevorstehenden Wahlkampf – beton-
ten, dass die nationale Identität Taiwans nicht aus 
der Geschichte der Republik China und der Re-
volution von 1911, sondern nur aus der Geschich-
te Taiwans und der seiner indigenen Bevölke-
rungsgruppen abgeleitet werden könne. Die Re-
de Ma Ying-jeous, welche die Gegenwart Taiwans 
als Fortschreibung der Ideen von 1911 beschrei-
be, stelle, so Tsai Ying-wen, die Unabhängigkeit 
Taiwans infrage. Eine mögliche Annäherung an 
das Festland wird von der DFP kategorisch abge-
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lehnt (Ziyou Shibao 2011). Viele Verfechter der tai-
wanesischen Unabhängigkeit verbinden mit der 
„Republik China“ die Phase der autokratischen 
Herrschaft der GMD auf Taiwan bis zur Demo-
kratisierung der späten 1980er Jahre (Asia Times 
2011). In Abgrenzung hierzu fordern sie eine de-
mokratisch verfasste „Republik Taiwan“. Die Tai-
pei Times berichtete im Kontext des „Doppelzehn-
ten“ von Protesten indigener Minderheiten gegen 
die „Republik China auf Taiwan“, die von diesen 
ebenso wie die Zeit unter japanischer Herrschaft 
als Form der Fremdherrschaft angeprangert wird 
(Taipei Times 2011b).
Während die VR China an einer einheitlichen 
Masternarrative der Xinhai-Revolution arbeitet, 
mittels derer die kulturelle und nationale Einheit 
Chinas beschworen werden soll, wird, wie die 
obige Presseschau illustriert, die Erinnerung an 
das Jahr 1911 auf Taiwan verstärkt als ein lagerbil-
dendes und spaltendes Ereignis wahrgenommen. 
Die Xinhai-Revolution in der offiziellen 
Parteihistoriographie der KPCh
Die Ausführungen Hu Jintaos zur Bedeutung 
der Xinhai-Revolution lassen erkennen, dass die-
se nicht nur als Teil einer gemeinsamen „chinesi-
schen“ Geschichte, sondern auch als zentrales Ele-
ment der Parteihistoriographie der KPCh konstru-
iert wird. So steht das Jahr 1911 aus der Sicht Bei-
jings für das Ende der chinesischen Dynastiege-
schichte. Zugleich wird mit diesem Ereignis der 
Wiederaufstieg Chinas verbunden – ein Projekt, 
das laut der offiziösen Parteihistoriographie der 
VR China nicht mit der Errichtung der Republik 
im Jahr 1912 abgeschlossen wurde, sondern als 
dessen Fortsetzer und Erbe sich vielmehr weiter-
hin die KPCh definiert. 
Sun Yatsen wird nicht nur in der Geschichte 
der Republik China, sondern auch in der Retro-
perspektive der KPCh eine führende Rolle für die 
Erneuerung Chinas zugeschrieben. So wurden in 
Beijing anlässlich der Hundertjahr-Feierlichkeiten 
auf dem Tiananmen-Platz und in der Großen Hal-
le des Volkes großformatige Porträtaufnahmen 
von Sun Yatsen aufgehängt. Hu Jintao bezeichnete 
Sun Yatsen in der offiziellen Gedenkrede als „gro-
ßen Volkshelden“, „Patrioten“ und „Vorreiter der 
demokratischen Revolution Chinas“ (Renmin Ri-
bao 2011). 
Die Symbolik des Jahres 2011 könnte die Ver-
mutung nahelegen, dass die KPCh sich um eine 
offizielle Interpretation der Ereignisse bemüht, 
um die Deutungshoheit nicht allein der taiwanesi-
schen Seite zu überlassen. Ein Blick zurück in die 
Reden und Schriften der politischen Führungs-
eliten der VR China verdeutlicht jedoch, dass die 
Xinhai-Revolution unabhängig von den aktuel-
len Konstellationen von jeher ein grundsätzliches 
Element der offiziösen Parteihistoriographie dar-
stellt. Der zentrale Referenztext der offiziellen Ge-
schichtsinterpretation findet sich mit dem Traktat 
Mao Zedongs4 „Wie man die Geschichte der KPCh 
studieren sollte“ (Mao 1942). In diesem hält Mao 
fest, dass die Revolution von 1911 zwar zum Sturz 
der Qing-Dynastie geführt habe, mit der Macht-
übernahme durch Yuan Shikai (1912-1916 Präsi-
dent der Republik China) jedoch gescheitert sei 
und ihre Ziele verfehlt habe. Das Jahr 1911 gilt als 
Ausgangspunkt des anti-imperialistischen und 
anti-feudalen Kampfes, dem sich die KPCh ver-
pflichtet hat. Zwar kritisiert Mao die Xinhai-Re-
volution als bourgeoise Revolte und stellt dieser 
das Ideal einer revolutionären Bauernbewegung 
entgegen (Lu 2011). Dennoch beginnt für ihn die 
Parteigeschichte nicht erst mit der Gründung der 
KPCh (1921), sondern bereits zehn Jahre früher 
mit den Ereignissen von 1911 (Mao 1942). 
Mao Zedong, wie auch später Deng Xiaoping 
(Deng 1987), stilisieren Sun Yatsen zum Initiator 
einer erfolgreichen anti-imperialistischen Revo-
lution. Auch die Drei Volksprinzipien finden Er-
wähnung, allerdings weicht die von der KPCh 
präferierte inhaltliche Auslegung von der Lesung 
durch die GMD ab. Die KPCh beruft sich auf die 
„Neuen Drei Volksprinzipien“, die in der kurzen 
Phase der Kooperation zwischen Nationalisten 
und Kommunisten entwickelt worden waren. In 
der Darstellung der KPCh spiegeln diese „neuen“ 
Volksprinzipien die Hinwendung Sun Yatsens zu 
den Ideen der Oktoberrevolution wider, wodurch 
die Bildung einer Einheitsfront von GMD und 
KPCh und die Kooperation mit Moskau über-
haupt erst ermöglicht wurden.
Diese beiden historiographischen Argumen-
tationslinien, die Betrachtungen zur Bedeutung 
der Revolution und die Heroisierung Sun Yat-
sens,  wurden unter anderen auf dem 15. Parteitag 
4 Mao Zedong (1893-1976), 1943-1976 Vorsitzender der KPCh; 
1954-1959 Staatspräsident der VR China.
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der KPCh erneut als offizielle Sichtweise bekräftigt 
(Jiang 1997). 
Neunzigster Gründungstag der KPCh
Anlässlich des neunzigsten Jahrestages der KPCh im 
Juli 2011 entwarf Hu Jintao in seiner Jubiläumsrede 
einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen den 
chinesischen Revolutionen des 20. Jahrhunderts und 
der Machtübernahme durch die KPCh, womit er in-
direkt an Maos Ausführungen zum Studium der 
Parteigeschichte anknüpfte. Die Revolution von 
1911 ist in dieser Geschichtsauslegung nicht der 
Ursprung der Republik China, sondern steht viel-
mehr – wie bereits Mao Zedong, Deng Xiaoping 
und Jiang Zemin vor Hu Jintao ausgeführt hatten 
– lediglich für die erfolgreiche Beendigung der 
autokratisch-monastischen Herrschaft der Qing-
Dynastie. Die semi-koloniale, semi-feudale Struk-
tur – eine Remineszenz an Mao Zedongs Klassi-
fizierung des vor-kommunistischen Systems Chi-
nas – hingegen gilt erst mit der Errichtung der VR 
China als überwunden (Hu 2011). 
Drei Revolutionen waren, so Hu Jintao, erfor-
derlich, um die Ziele von 1911 zu verwirklichen: 
1. Die „neu-demokratische Revolution“: Nach der 
Niederlage des chinesischen Kaiserreichs ge-
gen die Westmächte in den Opiumkriegen hat-
ten diese China unter sich aufgeteilt. Ziel der 
„neu-demokratischen Revolution“ war es, die 
Protektorate der Kolonialmächte aufzulösen 
und die nationale Souveränität Chinas wieder-
herzustellen. Mit der Aufhebung der „Unglei-
chen Verträge“ der Opiumkriege gilt diese Re-
volution als vollendet. 
2. Mit der „sozialistischen Revolution“ in Form 
der Ausrufung der VR China (1949) ist für die 
KPCh auch das „semi-feudale“ System endgül-
tig überwunden.
3. Die post-maoistische Reformpolitik ab 1978 
wird in der offiziellen Parteihistoriographie als 
dritte und letzte Stufe in einer Kette von Re-
volutionsbewegungen betrachtet, die allesamt 
auf das Jahr 1911 zurückgeführt werden, und 
an deren Ende der erfolgreiche Wiederaufstieg 
Chinas steht.
Mit diesem Drei-Stufenmodell distanziert sich die 
VR China symbolisch von dem von Taiwan im-
mer wieder referierten Entwicklungsmodell nach 
Sun Yatsen. Dieser sah einen Staatsbildungspro-
zess in drei Stufen vor, über welche ein inkremen-
teller Übergang von der Monarchie zu einem par-
lamentarischen System erfolgen sollte. In der ers-
ten Stufe sollte eine Militärdiktatur für die Wie-
derherstellung der Ordnung und die Einheit des 
Staats sorgen, in der zweiten Stufe eine politische 
Vormundsherrschaft praktiziert werden, bevor in 
der dritten Stufe dann die Einführung demokrati-
scher Strukturen erfolgen könnte. 
Dieses Entwicklungsmodell wird in den ge-
genwärtigen Debatten der VR China nicht an-
gestrebt. Vielmehr zeichnen sich im Vorfeld des 
18. Parteitages (im Herbst 2012) Faktionskämpfe 
zwischen den Anhängern der Neuen Linken und 
den Neo-Liberalen ab. Während Erstere mit dem 
Chongqing-Modell für eine gerechtere Verteilung 
der Wirtschaftsgewinne und eine Rückkehr zu 
maoistischen Werten eintreten, plädieren Letzte-
re mit ihrem Guangdong-Modell dafür, zunächst 
das Wachstum weiter zu steigern, bevor redistri-
butive Maßnahmen eingeführt werden (Freeman 
und Yuan 2011). In beiden Fällen wird der Faktor 
Demokratie ausgeklammert. 
Konkurrierende Geschichtsinterpretationen
Die Konkurrenz zwischen KPCh und GMD um 
die „richtige“ Geschichtsauslegung ist kein Phä-
nomen des 21. Jahrhunderts, sondern lässt sich 
bereits in der Phase der Republikzeit nachweisen. 
Parallelen zu den konkurrierenden Narrativen 
der Ereignisse und Folgen von 1911 finden sich 
beispielsweise mit den Debatten über die Vierte-
Mai-Bewegung (1919). 
Die Vierte-Mai-Proteste richteten sich ur-
sprünglich gegen die Ergebnisse der Friedensver-
handlungen in Versailles. Obwohl China damals 
auf Seiten der Alliierten in den Krieg eingetreten 
war, wurden die früheren deutschen Kolonien in 
Shandong nicht an China rückerstattet, sondern 
an Japan übertragen. Aus den Demonstrationen 
und Unmutsbekundungen, die ab dem Jahr 1919 
in allen größeren Städten Chinas stattfanden, ent-
wickelte sich jedoch bald eine allgemeine Moder-
nisierungs- und Erneuerungsbewegung, die sich 
„Wissenschaft“ und „Demokratie“ auf die Fahnen 
schrieb und eine „neue Kultur“ einforderte. Die 
GMD und die KPCh beanspruchten rückblickend 
beide gleichermaßen, die Ideen und Forderungen 
der Protestbewegung aufgenommen zu haben. In 
regelmäßigen Abständen erinnerten beide Seiten 
an den Jahrestag der Vierten-Mai-Bewegung, wo-
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bei beide der Bewegung jeweils sehr spezifische 
Bedeutungen zuschrieben. Während für die Kom-
munisten der Aspekt der Revolution im Mittel-
punkt stand, weshalb sich auch die Roten Garden 
auf die Vierte-Mai-Bewegung berufen konnten, 
interpretierte die GMD unter Chiang Kai-Shek 
diese Bewegung als Versuch der nationalen (und 
kulturellen) Erneuerung. Mit dem Wandel der in-
nen- und außenpolitischen Konstellationen ver-
schob sich auch die Deutung der Vierten-Mai-Be-
wegung. Sowohl die KPCh als auch die GMD pos-
tulieren, dass die jeweils andere Partei die Ziele 
der Vierten-Mai-Bewegung verraten habe.
Ähnlich wie bereits das Jahr 1919, so wird nun 
auch das Jahr 1911 zur Legitimierung von System-
strukturen und Machtpositionen herangezogen. 
Die Zuspitzung der taiwanesischen Bewertung 
von 1911 auf den Aspekt der Demokratie lässt sich 
als Wahlkampfstrategie mit dem Ziel der Distan-
zierung gegenüber dem politischen System der 
VR China interpretieren.
Legitimierungsstrategien der VR China
In der VR China findet zwar kein Wahlkampf 
statt, dennoch hat die politische Führung im Sin-
ne der Systemstabilisierung ihren Herrschaftsan-
spruch zu rechtfertigen. Der Versuch, die Xinhai-
Revolution als gesamtchinesisches Ereignis zu in-
terpretieren, dient der Konsolidierung der natio-
nalen und territorialen Einheit. 
Mit dem Beginn der post-maoistischen Re-
formperiode (Tod Mao Zedongs 1976/Beschlüs-
se über Reform und Öffnung 1978) hat das Pri-
mat der Ökonomie das Primat der Ideologie ab-
gelöst. Der Legitimitätsanspruch der KPCh beruht 
nun darauf, dass diese die Rahmenbedingungen 
für ein positives Wirtschaftswachstum bereitstellt, 
für die Wahrung der gesellschaftlichen Stabilität 
und der territorialen Integrität sorgt und nicht zu-
letzt die chinesischen Interessen in internationa-
len Verhandlungen erfolgreich nach außen ver-
tritt. Eine allein auf Effizienzkriterien und Perfor-
manz beruhende Herrschaftsrechtfertigung könn-
te jedoch nur allzu leicht durch ökonomische Kri-
sen erschüttert werden. Die gegenwärtige Füh-
rungselite scheint sich dieser Gefahr bewusst und 
greift verstärkt auf Elemente einer ideellen Sys-
temlegitimierung zurück. 
State-Building im 21. Jahrhundert
Nach dem Ende der Kulturrevolution und dem 
Tod Mao Zedongs (1976) bestand das Hauptan-
liegen der politischen Führung der VR China in 
der Wiederherstellung der gesellschaftlichen Ord-
nung und der Wiedererrichtung eines funktions-
fähigen administrativen Staatsapparates. Nach-
dem im Jahr 1981 mit dem Dokument zu „Eini-
gen Fragen der chinesischen Geschichte“ eine Di-
stanzierung von den Jahren des kulturrevolutio-
nären Intermezzo erfolgt war, trat die VR China 
in eine Phase der post-revolutionären Machtkon-
solidierung ein. Durch administrative Reformen 
und den Aufbau rechtsstaatlicher Strukturen soll-
ten die Transparenz und Responsivität des chine-
sischen Systems ausgebaut werden. Das Instituti-
onengefüge ist in den vergangenen Dekaden er-
folgreich konsolidiert worden. 
Nachdem offiziell der Klassenkampf für be-
endet erklärt worden ist, orientiert sich die VR 
China an dem Leitmotiv „Frieden und Entwick-
lung“. Im politischen Bereich folgt hieraus auch 
eine Neuausrichtung der Partei. Seitdem im Jahr 
2002 die Jiang Zemin5 zugeschriebene Theorie der 
Drei Vertretungen in die Parteistatuten aufgenom-
men wurde, versteht sich die KPCh nicht länger 
als revolutionäre Avantgarde, sondern als Par-
tei des gesamten Volkes. Neben Arbeitern, Bau-
ern und Soldaten hat sie insofern auch die Interes-
sen der Unternehmer und Intellektuellen zu ver-
treten. Die KPCh operiert damit gestützt auf eine 
doppelte Strategie der Kooptation und Inkorpora-
tion. Dieser durchaus allumfassende Vertretungs-
anspruch erstreckt sich auch auf die ethnischen 
Minderheiten, Bewohner von Grenzregionen und 
Sonderverwaltungszonen. 
Wie nicht zuletzt Hu Jintaos Rede zum sech-
zigsten Jahrestag der VR China (1. Oktober 2009) 
illustriert (Renmin Ribao 2009), ist und bleibt der 
Erhalt der nationalen und territorialen Einheit ein 
Hauptanliegen der KPCh-Regierung. Dass jedoch 
der Zusammenhalt des Systems gefährdet ist, ha-
ben nicht zuletzt die Unruhen in Tibet (2008) und 
Xinjiang (2009) gezeigt. Auch die sozioökono-
mischen Spannungen haben sich verschärft. Die 
KPCh ist mit einer zunehmend fragmentierten 
und pluralistischen Gesellschaftsstruktur kon-
frontiert. Um den Zusammenhalt der Bevölke-
5 �1926; 1989-2002 Generalsekretär der KPCh; 1993-2003 Staats-
präsident der VR China.
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rung trotz wachsender Entwicklungsdisparitäten 
– deren Abbau ein erklärtes Ziel der politischen 
Führung ist – zu gewährleisten, werden Maßnah-
men ergriffen, die gemeinsame Identität „Chinas“ 
zu fördern und einen gemeinsamen ideellen Be-
zugsrahmen aufzubauen.
Der Führungs- und Kontrollanspruch der KPCh 
wird auch in der Reformära unverändert aufrecht-
erhalten. Dieser spiegelt sich nicht zuletzt auch in 
dem Ringen um das Definitions- und Deutungs-
monopol der chinesischen Geschichte wider. 
Auch wenn im wissenschaftlichen Bereich im Jahr 
2011 eine Vielzahl von Monographien und Sam-
melbänden zu einzelnen Teilaspekten der Xinhai-
Revolution erschienen sind, die auch neuere In-
terpretationen vornehmen, wird doch im politi-
schen Kontext auf eine Masternarrative hingear-
beitet. Dieser kommt eine identitäts- und sinnstif-
tende Funktion zu. Die gezielte Konzeption ei-
nes nationalen Bewusstseins bestärkt die kollek-
tive Identität. Durch die Erzeugung eines „kultu-
rellen Gedächtnisses“ der Gesellschaft und die li-
neare Rückschreibung der Gegenwart auf die Ver-
gangenheit wird eine Kontinuität und Homogeni-
tät des Staatsgebildes suggeriert, die den Zusam-
menhalt der Bevölkerung auch in Krisenzeiten be-
fördern sollen. 
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